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� Eine Nachbarwand oder doch 
zwei?
 
BGH, Urteil vom 12. November 2021, Az.: V ZR 
25/21 

 
Eine Nachbarwand kann von beiden Nachbarn in 
Richtung auf sein eigenes Grundstück benutzt 
werden, soweit dies die Nutzung des Anderen 
nicht beeinträchtigt. 

Es liegt die typische Situation einer Rei-
henhaussiedlung vor. Der Kläger ist Eigentümer ei-
nes mit einem Reihenhaus bebauten Grundstücks, 
an das das Reihenhaus des Nachbarn leicht ver-
setzt anliegt. Die Außenwand des klägerischen 
Hauses ragt gartenseitig über das von dem Beklag-
ten als Mieter genutzten Haus hinaus. Auf der sei-
ner Terrasse zugewandten Seite der Außenwand 
bohrte der Beklagte ohne Zustimmung des Klägers 
Löcher in den Putz, um darauf einen Kabelkanal für 
die Stromleitung zu seiner Markise zu verschrau-
ben. Der Kläger forderte den Beklagten auf, den ur-
sprünglichen Zustand der Wand wiederherzustel-
len. 

Der BGH bejaht nun den Entfernungsan-
spruch, allerdings mit einer völlig anderen Begrün-
dung als das noch die Vorinstanz tat. Zunächst 
stellt der BGH klar: Eine Nachbarwand kann von 
jedem der beiden Nachbarn in Richtung auf sein 
eigenes Grundstück benutzt werden (vgl. BGH, Ur-
teil vom 12. März 2021 - V ZR 31/20); deshalb darf 
sie in Richtung auf das eigene Grundstück bei-
spielsweise gestrichen, bepflanzt oder zur Verle-
gung von Leitungen genutzt werden, soweit die 
Mitbenutzung des anderen Nachbarn nicht beein-
trächtigt wird (vgl. dazu schon BGH, Urteil vom 2. 
Februar 1965 - V ZR 247/62). Bohrlöcher alleine 
seien dann, wenn Feuchtigkeitseindringen ausge-
schlossen ist, keine solche Beeinträchtigung.  

Von der Nachbarwand zu unterscheiden 
sind aber die Grenzwand als auch der nicht zum 

Anbau bestimmte Überbau. Als Grenzwand wird in 
Abgrenzung zur Nachbarwand eine Mauer be-
zeichnet, die bis an die Grundstücksgrenze gebaut 
ist, diese aber nicht überschreitet (vgl. BGH, Urteil 
vom 18. Mai 2001 - V ZR 119/00). Eine Nachbar-
wand liegt nur dann vor, wenn die von der Grenze 
geschnittene Wand dazu geeignet und bestimmt 
ist, beiden Nachbargebäuden als wesentlicher Be-
standteil zu dienen. Das liegt in der typischen Rei-
henhaussituation aber meist baulich nicht vor. 
Denn: meist sind die Außenmauern der beiden Ge-
bäude durch eine Fuge getrennt und die Mauer-
schalen damit eindeutig jeweils einem Gebäude 
zuzuordnen. Die beiden Mauern erfüllen jeweils für 
sich die Erfordernisse der Statik für das zugehörige 
Gebäude. Eine bautechnische Inanspruchnahme 
des einen Nachbarn für den Bau des anderen Rei-
henhauses, liegt danach nicht vor. Zu einer Einwir-
kung (Bohrlöcher) auf die danach im Alleineigen-
tum des Klägers stehende überbaute Wand war 
der Beklagte folglich nicht berechtigt, so dass er 
zur Beseitigung des Kabelkanals und der Bohrlö-
cher verpflichtet ist. Letztlich stellt der BGH klar: 
Daneben kommt eine allgemeine Pflicht zur gegen-
seitigen Rücksichtnahme aus dem Gesichtspunkt 
des nachbarlichen Gemeinschaftsverhältnisses 
nur dann zum Tragen, wenn ein über die gesetzli-
che Regelung hinausgehender billiger Ausgleich 
der widerstreitenden Interessen dringend geboten 
erscheint. Dies ist nicht der Fall.  
 
Fazit:  
Die genaue technische Kenntnis der Örtlichkeiten 
ist mitunter entscheidend. Der BGH nimmt dies 
zum Anlass, seine Sichtweise auf die verschiede-
nen baulichen Gegebenheiten klarzustellen und 
die Konsequenzen aufzuzeigen. Sicherlich wäre 
eine Absprache im Vorfeld sinnvoll gewesen.  
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� Bezugnahme auf nicht exis-
tente Anlage: Schriftformmangel?
 
KG Berlin, Urteil vom 4. November 2021, Az.: 8 U 
1106/20 

 
Es begründet für sich genommen keinen Schrift-
formmangel i.S.v. § 550 BGB, dass der Mietvertrag 
auf Anlagen Bezug nimmt, die nicht existieren. 

Die beklagte Mieterin mietete vom Klä-
ger ein Objekt zum Betrieb als Pension an. Das 
Mietvertragsformular verwies auf verschiedene 
Anlagen, etwa eine Betriebskostenaufstellung, 
eine Mietraumbeschreibung und eine Vollmacht. 
Beigefügt war aber nur eine Anlage zum Gewerbe-
mietvertrag. Der Kläger erklärte wegen vermeintli-
cher Schriftformmängel die Kündigung. Der Miet-
vertrag sieht eine Laufzeit bis 31. Oktober 2020 mit 
Option für 2 x 5 Jahre vor. Die Beklagte bean-
spruchte die Optionsrechte für sich und übte diese 
mit Schreiben vom 1. August 2018 aus. Die Be-
klagte hat die Miete für April und Mai 2020 bis 
heute nicht gezahlt , weshalb der Kläger vorsorg-
lich eine fristlose Kündigung wegen Zahlungsver-
zugs erklärte. 

Anders als die Vorinstanz, sieht das KG 
in dem Verweis auf die fehlenden Anlagen keinen 
Schriftformverstoß. Nach ständiger Rechtspre-
chung des BGH ist die Schriftform des § 550 BGB 
gewahrt, wenn sich die für den Abschluss des Ver-
trags notwendige Einigung über alle wesentlichen 
Vertragsbedingungen aus einer von beiden Par-
teien unterzeichneten Urkunde ergibt. Da auch 
formbedürftige Vertragsklauseln grundsätzlich der 
Auslegung zugänglich sind, reicht es aus, wenn der 
Inhalt der Vertragsbedingungen im Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses bestimmbar ist. Werden we-
sentliche vertragliche Vereinbarungen nicht im 
Mietvertrag selbst schriftlich niedergelegt, son-
dern in Anlagen ausgelagert, müssen die Parteien 
zur Wahrung der Urkundeneinheit die Zusammen-
gehörigkeit dieser Schriftstücke in geeigneter 
Weise zweifelsfrei kenntlich machen. In Bezug ge-
nommene Unterlagen, die für den Inhalt des Ver-
trags ohne Bedeutung sind, brauchen in keinem 
Fall beigefügt werden. Eine Anlage, die lediglich 
Klarstellungs- oder Beweiszwecken dient, ist für 
die Schriftform ohne Bedeutung, weil sie keinen ei-
genen rechtsgeschäftlichen Erklärungswert ver-
körpert. Dass der Mietvertrag eine Anlage benennt, 

die nicht existiert, begründet also nicht per se ei-
nen Formmangel.  

Unter Anwendung dieser Grundsätze 
führt das KG Berlin aus, dass ein Schriftformver-
stoß insoweit nicht vorläge, wie der Mietvertrag auf 
die nicht existierenden Anlagen Bezug nimmt. Zum 
einen führe das Fehlen der Betriebskostenaufstel-
lung als Anlage zu keinem Formmangel. Zwar ge-
höre die Vereinbarung, welche Nebenkosten um-
gelegt werden, zu den wesentlichen Vertragsbe-
standteilen. Allerdings ergäbe sich bereits mittels 
Auslegung, dass unter Betriebskosten sämtliche 
Kostenarten zu verstehen sind, die nach der ge-
setzlichen Definition im Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses umfasst sind. Ebenso begründe es kei-
nen Formmangel, dass die Anlage Mietraumbe-
schreibung und Übergabeprotokoll fehlt. Eine sol-
che Anlage sei nur notwendiger Vertragsbestand-
teil, wenn sie zur Individualisierung der Mieträume 
erforderlich ist. Eine Individualisierung der Räume 
sei hier aber nicht erforderlich, da das gesamte Ge-
bäude vermietet war. Auch ist das Fehlen der Voll-
macht unschädlich, da diese kein (wesentlicher) 
Vertragsinhalt, sondern ein Mittel zur Vertrags-
durchführung sei. In Betracht käme allerdings die 
Annahme eines Schriftformmangels wegen unvoll-
ständiger Beurkundung der Optionsabrede, weil 
daraus nicht hervorgehe, welcher der Parteien das 
Optionsrecht zustehen solle. Das Gericht warf so-
dann die Frage auf, ob allein der empirische Um-
stand, dass Optionsrechte in aller Regel (nur) dem 
Mieter eingeräumt werden, zu der Annahme führe, 
dass dies dann Vertragsinhalt ist oder ob die An-
gabe des Optionsberechtigten bestimmbar ausge-
wiesen sein muss. Diese Frage ließ das Gericht 
aber offen, weil nach Ansicht des Senats die frist-
lose Kündigung wegen Zahlungsverzugs ohnehin 
griff. 
 
Fazit:  
Selbst wenn das Fehlen von Anlagen auch nach 
der Rechtsprechung des BGH nicht per se zu ei-
nem Schriftformmangel führt, muss im Hinblick 
auf die Folgen eines Verstoßes gegen § 550 BGB 
stets sorgfältig gearbeitet werden, insbesondere 
weil sich die Abgrenzung der wesentlichen von den 
unwesentlichen Vereinbarungen im Einzelfall als 
schwierig und uneindeutig darstellen kann. 
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